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Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Obersulm 
Gemarkung: Obersulm, Flur 6 (Willsbach) 

 

Bebauungsplan gem. § 13a BauGB und örtliche 
Bauvorschriften 

„Affaltracher Äcker, 1. Änderung“ 
Begründung                   ENTWURF 

Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplans 

1. Lage des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

Das Plangebiet liegt im Osten des Obersulmer Teilorts Willsbach. Im Norden, Osten und 
Westen schließt es an die bestehende Bebauung an, im Süden grenzt es an die Sulm an 
(siehe Übersichtsplan). 

Das Plangebiet umfasst das Flurstück 3084/5 sowie Teile des Flurstücks 3084/2. 
 

 

 
 

Quelle: OpenStreetMap-Mitwirkende 
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2. Erfordernis der Planaufstellung 

Gemäß § 1 (3) und § 2 (1) BauGB sind die Bauleitpläne von den Gemeinden in eigener 
Verantwortung aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist; die Aufstellung kann insbesondere bei der Ausweisung von Flächen 
für den Wohnungsbau in Betracht kommen. 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.03.2023 beschlossen, den bestehenden 
Bebauungsplan „Affaltracher Äcker“ im Bereich des Grundstücks Affaltracher Straße 36 mit 
den Flurstücksnummer 3084/2 und 3084/5 zu ändern. Auf der Fläche soll die Bebauung durch 
Generationenwohnungen mit Tiefgarage und offenen Stellplätzen ermöglicht werden. 
Vorausgegangen war ein eingereichter Bauantrag der db Wohnbau GmbH aus Bad Wimpfen, 
zum Neubau von Generationswohnungen mit 29 Wohneinheiten, Tiefgarage mit 43 
Stellplätzen und drei oberirdischen Stellplätzen. Der Bauausschuss der Gemeinde Obersulm 
hat diesen Bauantrag in seiner Sitzung am 25.04.2022 behandelt. Der Bauausschuss hat 
dabei das Projekt als insgesamt für gelungen erachtet und als städtebaulichen Gewinn 
gewertet. Deshalb wurde auch das gemeindliche Einvernehmen zu zahlreichen Befreiungen 
von den Festsetzungen des Bebauungsplans "Affaltracher Äcker" erteilt. Bei der näheren 
Prüfung kam die Untere Baurechtsbehörde jedoch zum Ergebnis, dass aufgrund der Vielzahl 
der Verstöße gegen den bestehenden Bebauungsplan, die teilweise die Grundzüge der 
Planung berühren, der Bauantrag allein mit der Erteilung von Befreiungen nicht 
genehmigungsfähig ist. 

Zur Umsetzung des Bauvorhabens ist deshalb eine Änderung des bestehenden 
Bebauungsplans erforderlich. Diese Änderung des Bebauungsplans hat die db Wohnbau mit 
Schreiben vom 23.02.2023, unter Vorlage des Plankonzepts vom 15.02.2023, beantragt. 

3. Planerische Vorgaben  

Der aktuell gültige Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als Mischbaufläche dar. Eine 
Berichtigung des Flächennutzungsplans ist daher nicht notwendig. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist das Plangebiet durch den Bebauungsplan 
„Affaltracher Äcker“ aus dem Jahr 1996 überplant. Das Plangebiet wird dort als Mischgebiet 
gem. § 6 BauNVO mit maximal zweigeschossiger Bauweise und geneigtem Dach mit einer 
Dachneigung von 10 bis 45 Grad festgesetzt. 

Das Plangebiet grenzt im Süden an das Gewässer Sulm. Gemäß den Karten der LUBW liegen 
die Überflutungsflächen eines hundertjährigen Hochwassers (HQ100) und die eines Extrem-
Hochwassers entlang der Böschung der Sulm vor. Der Geltungsbereich des Plangebiets 
wurde so festgesetzt, dass der Gewässerrandstreifen zur Sulm außerhalb des Plangebiets 
liegt (Maßgabe ist die vermessungstechnisch aufgenommene Oberkante der Böschung).  

4. Topografie, momentane Nutzung 

Das Plangebiet befindet sich auf einer Höhe von ca. 197 m üNN entlang der „Affaltracher 
Straße“ und fällt nach Süden hin auf eine Höhe von ca. 191 m üNN entlang des Gewässers 
„Sulm“ ab.  

Die nördliche Hälfte des Plangebiets ist momentan begrünt und teilweise mit Sträuchern 
überwachsen. Die südliche Hälfte des Plangebiets ist versiegelt und wird teilweise als 
Lagerfläche genutzt. 
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5. Städtebauliche Zielsetzung und Planung 

Gemäß § 1 (5) Satz 3 BauGB sollen städtebauliche Entwicklungen vorrangig durch Innen-
entwicklung erfolgen. Die Gemeinden sind somit dazu angehalten, Brach- und 
Konversionsflächen, sowie Baulücken zu bebauen, bevor neue Baugebiete im Außenbereich 
ausgewiesen werden. Übergeordnetes Ziel der Planung ist es, zur Deckung des dringenden 
Wohnbedarfs die innerörtlich liegende Brachfläche einer Wohnnutzung zuzuführen und somit 
ein attraktives neues Wohnquartier zu schaffen.  

Das vorliegende Baugesuch umfasst 29 Mehrgenerationenwohnungen in zwei Gebäuden, die 
mit einer gemeinsamen Tiefgargage unterbaut werden. Zudem sind weitere oberirdische 
offene Stellplätze vorgesehen. Zwischen den Gebäuden befindet sich ein Bereich für die 
Hausgemeinschaft mit einem Aufenthaltsraum, einer Terrasse und einem Kinderspielplatz. 

Jedes der Gebäude wird zentral über ein Treppenhaus und einen zusätzlichen Aufzug 
erschlossen, um auch für Menschen mit körperlichen Einschränkungen ein attraktives 
Wohnungsangebot zu schaffen.  

5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Da es sich bei genanntem Vorhaben um die Reaktivierung einer innerörtlichen Fläche handelt, 
wird das Bebauungsplanverfahren als Verfahren nach §13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) durchgeführt. 

Zur Umsetzung des Bauvorhabens wird die Art der baulichen Nutzung entsprechend des 
bestehenden Bebauungsplans weiterhin als „Mischgebiet“ (MI/E) gem. § 6 BauNVO 
festgesetzt. Vorgesehen ist eine Bebauung durch ein Mehrgenerationenhaus, welches im MI 
zulässig ist. Bei Betrachtung der bestehenden Nutzungen im Geltungsbereich des bisher 
gültigen Bebauungsplans, fügt sich das Bauvorhaben in die Eigenart bzw. den 
Gebietscharakter ein, wodurch die Gewichtung von Wohnen und nicht störendem Gewerbe 
ausgewogen bleibt. Die im bestehenden Bebauungsplan nicht zugelassenen Nutzungen 
werden auch mit der Änderung des Bebauungsplans ausgeschlossen, wodurch Konflikte mit 
der Wohnnutzung vermieden werden sollen. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung der Baugrenzen 
definiert und orientieren sich am Baugesuch. Für die Zulassung von Überschreitungen der 
Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile usw. wird ein Ausnahmetatbestand gem. § 23 (3) 
Satz 3 BauNVO aufgenommen. 

Das Maß der baulichen Nutzung ist über die Grundflächenzahl (GRZ) sowie durch Festsetzung 
einer Gebäudehöhenbeschränkung geregelt. Die maximale GRZ wird gemäß des 
Orientierungswerts für Mischgebiete nach § 17 BauNVO auf 0,6 festgesetzt. Somit wird 
einerseits sichergestellt, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt werden sowie nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt vermieden werden. Andererseits werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine in dieser Lage wünschenswerte Dichte geschaffen. 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird über die Festlegung eines höchsten 
Gebäudepunktes (HGP) in Metern über Normalnull bestimmt. Im Zusammenspiel mit der als 
Bezugshöhe festgelegten Höhenlage baulicher Anlagen (Erdgeschossfußbodenhöhe, EFH - 
in Metern über Normalnull) ist die Höhenentwicklung auf diese Weise eindeutig und 
nachvollziehbar definiert. 
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Als zulässige Bauweise wird die offene Bauweise (o) gem. § 22 (2) BauNVO festgesetzt, 
wonach Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzel-, Doppelhäuser und Hausgruppen 
bis zu einer Länge von 50 m zugelassen sind.  

Die genannten Festsetzungen orientieren sich am bestehenden Bebauungsplan aus dem Jahr 
1996 und sind entsprechend an das geplante Bauvorhaben angepasst.  

5.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Festgesetzt ist die Dachform „geneigtes Dach“ mit einer Dachneigung von 10-45 Grad. Dies 
orientiert sich am Bebauungsvorschlag und ist auch an der Bestandsbebauung im Osten und 
Westen des Plangebiets vorhanden. 

Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs erfolgt innerhalb des Plangebiets in einer 
gemeinsamen Tiefgarage und auf zusätzlichen offenen Stellplätzen. Der festgesetzte 
Stellplatzschlüssel beträgt 1,5 pro Wohneinheit.  

6. Erschließung 

Der Anschluss zur Zufahrt der geplanten Tiefgarage erfolgt über die im Norden des 
Plangebiets verlaufende Affaltracher Straße. Von dort erfolgt östlich der geplanten Bebauung 
über Flst. 3084/2 die Zufahrt zur Tiefgarage und den oberirdischen Stellplätzen.  

Das bestehende Geh- und Fahrrecht wird, entsprechend der tatsächlichen örtlichen 
Gegebenheiten und unter Berücksichtigung des Gewässerrandstreifens, verschwenkt. Die 
Erschließung der betroffenen Grundstücke wird dadurch wie bisher uneingeschränkt 
gewährleistet.  

7. Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet wird über die bestehende Infrastruktur in der Affaltracher Straße an die 
Trinkwasserversorgung der Gemeinde Obersulm angeschlossen. 

Die Ableitung des Niederschlagswassers erfolgt, getrennt vom Schmutzwasser, in die Sulm. 
Hierzu wurde seitens des Landratsamts Heilbronn eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.  

Das Schmutzwasser wird in die vorhandene Infrastruktur in der Affaltracher Straße eingeleitet. 

8. Maßnahmen zum Schutz der Natur / stadtökologisch wirksame Maßnahmen 

Das Plankonzept strebt eine möglichst geringe Versiegelungsrate an, so sind die privaten Pkw-
Stellplätze und Zufahrten wasserdurchlässig auszuführen. Damit wird eine Verstärkung der 
Hochwassergefahr vermindert und die Grundwasserneubildung verbessert. 

Der Forderung nach sparsamem und schonendem Umgang mit Grund und Boden wird 
entsprochen durch den mit der Planung verfolgten Grundsatz der Innen- vor 
Außenentwicklung sowie der Nutzungsmöglichkeiten über die vorgegebene 
Grundflächenzahl. 

Bei den Baumaßnahmen ist festgesetzt, dass der Mutterboden sorgfältig zu sichern, 
gegebenenfalls auf einer anzulegenden Oberbodenlagerfläche und nach beendeter 
Baumaßnahme auf den jeweiligen Grundstücken oder einer landwirtschaftlichen / gärtnerisch 
genutzten Fläche wieder einzubauen ist. 
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9. Planstatistik 

Gesamtfläche des Plangebietes (MI) ca.  21 Ar 

10. Auswirkungen der Bauleitplanung / Beschleunigtes Verfahren nach § 13a 
BauGB 

Das Bebauungsplanverfahren wird als Verfahren nach §13a BauGB (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung) durchgeführt, da es sich um eine klassische Maßnahme der 
Innenentwicklung handelt. Die Anforderungen hinsichtlich der maximalen Grundfläche nach § 
13a (1) Nr. 1 BauGB sind deutlich erfüllt. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung von FFH- und 
Vogelschutzgebieten bestehen nicht. Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Umweltprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht bedürfen, 
wird nicht begründet. Eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz und ein naturschutzrechtlicher Ausgleich 
sind nicht notwendig, weil Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu 
erwarten sind, gemäß § 13a (2) Nr. 4 BauGB bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder als zulässig gelten.  

Zur Prüfung, ob Verbotstatbestände des Artenschutzrechts eintreten, wurde eine 
artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung durchgeführt (siehe Anlage 1 der Begründung). 

Da die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren vorliegen, wird vom Umweltbericht, 
von der Angabe der Verfügbarkeit umweltbezogener Informationen sowie von einer 
zusammenfassenden Erklärung abgesehen. 

Für das Plangebiet wurde eine Starkregenbetrachtung durchgeführt (vgl. Anlage 2 der 
Begründung). Die Berechnung erfolgte nach den Ansätzen des Leitfadens „Kommunales 
Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg“. Die Starkregensimulationen zeigen, 
dass im Bereich der geplanten Tiefgaragenein- bzw. ausfahrt sowie im westlichen Bereich des 
Plangebiets entsprechende Vorkehrungen getroffen werden müssen, um sowohl das 
Bauvorhaben selbst, als auch die angrenzenden Unterlieger entsprechend zu schützen bzw. 
Auswirkungen ausschließen zu können. In Rücksprache mit dem Vorhabenträger werden die 
in der Starkregenbetrachtung aufgeführten Maßnahmen entsprechend umgesetzt.  

 

Gefertigt:  
Untergruppenbach, den 27.11.2023 

 
 
Käser Ingenieure 
Ingenieurbüro für Vermessung und Stadtplanung 
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Anlagen der Begründung 

Anlage 1: Spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung  

angefertigt durch: 

Dipl.-Biol. Dieter Veile 
Amselweg 10 
74182 Obersulm 

 

Anlage 2: Starkregenbetrachtung 

angefertigt durch: 

BIT Ingenieure AG 
 Lerchenstraße 12 

74072 Heilbronn 


